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W
enn beim Kauf einer Im­
mobilie ein „Panorama­
blick" versprochen wird, 

ist man durchaus bereit, ein biss­
chen mehr zu bezahlen. Was aber, 
wenn die Aussicht nachträglich ver­
baut wird? Zwei Wohnungskäufer, 
bei denen das der Fall war, klagten 
und bekommen nun 30.000 Euro 
zurück. Denn der in Werbung 
und Verkaufsgespräch zugesicherte 
unverbaubare Ausblick wurde Teil 
des Vertrags, bestätigte der Oberste 
Gerichtshof (OGH 20. 4. 2021, 5 Ob 
40/212). 

Die Käufer hatten die Wohnung 
samt Carportabstellplätzen von einer 
Bauträgergesellschaft um 197.000 
Euro gekauft. Zuvor war die Immo­
bilie mit einem „unverbaubaren Pa­
noramablick auf die Karawanken" 
beworben worden. Auch anlässlich 
eines Besichtigungstermins war der 
schöne Ausblick aus· der Wohnung 
Thema: Ein Mitarbeiter des Verkäu­
fers sicherte den Käufern zu, dass 
die Aussicht so bleiben würde, denn 
„dort kommt nichts Hohes hin, dies 
dürfe gar nicht sein". 

Vor dem Einzug bauten die Käu­
fer die Wohnung um, sodass sie von 
Küche und Wohnraum aus einen 
freien Blick auf die Karawanken hat-

Aussicht verbaut 

l{äuf er erhalten 

Geld zurücl{ 
Der Verkäufer einer Wohnung hatte dem Käufer die 

Aussicht auf die Karawanken zugesichert. Ein Jahr später 
versperrte der Nachbar mit einem Neubau den Blick. Das 
berechtigt laut OGH zur nachträglichen Preisminderung. 

Jakob Pflügl 

ten. Kaum ein Jahr später errichte­
ten die Nachbarn jedoch ein zweistö­
ckiges Gebäude mit Spitzdach, das 
die Aussicht massiv einschränkte. 

Die Käufer wollt�n das nicht auf 
sich sitzenlassen: Sie klagten die 
Bauträgergesellschaft auf Minde­
rung des bezahlten Kaufpreises und 
verlangten 30.000 Euro zurück. Die 
Argumentation: Der Verkäufer habe 
die Wohneinheiten ausdrücklich 
mit unverbaubarem Panoramablick 
angeboten. Darauf vertrauend hät-

ten die Kläger auch entsprechende 
Mehrkosten in Kauf genommen. 

Vor Gericht bekamen die beiden 
recht: Der Panoramablick sei in den 
Gesprächen mit dem Mitarbeiter 
zugesichert worden und damit Be­
standteil des Vertrags geworden. 
Zwar hatte sich der Mitarbeiter ge­
weigert, den Panoramablick schrift­
lich in den Vertrag aufzunehmen, 
die mündliche Zusage sei allerdings 
ausreichend gewesen. Der Mitarbei­
ter habe zudem eine Vollmacht ge-

habt, verbindliche Auskünfte zum 
Kaufobjekt zu geben. 

Da aus Sicht des Berufungsge­
richts höchstgerichtliche Judikatur 
zur Frage fehlte, ob der Panorama­
blick einer Immobilie ein „wert­
und preisbestimmendes Kriterium 
sei", das Gewährleistungsansprüche 
rechtfertige, erklärte es eine Revi­
sion an den OGH für zulässig. Der 
Bauträger machte davon Gebrauch, 
blieb allerdings erfolglos: Das 
Höchstgericht bestätigte die Ent­
scheidung seiner Vorinstanzen. 

Minderung des Kaufpreises 

Der unverbaubare Panoramablick 
sei . Vertragsinhalt geworden. Dass 
am Immobilienmarkt für Objekte 
mit einer freien Aussicht höhere 
Preise erzielt werden, liege auf der 
Hand. Die in der Werbebroschüre 
gemachten Angaben seien in die 
Vertragsauslegung einzubeziehen. 
Dem Verkäufer sei zudem bewusst 
gewesen, dass das Nachbargrund­
stück theoretisch bebaut werden 
könnte. Der entsprechende Flächen­
widmungsplan lag sogar im Büro 
des Unternehmens auf. Die Käufer 
setzten ihren Anspruch auf Preis­
minderung also durch. Sie bekamen 
30.000 Euro zurück. 

Gefälligl<eiten l<önnen teuer l<ommen 
Was die OGH-Entscheidung zu Schäden für eine falsch montierte Armatur für Folgen hat 

Michael Fink, Stefan Adametz 

B 
ei kleineren Ausbesserungs­
oder Installationsarbeiten im 
eigenen Heim holt man sich 

häufig Hilfe im Familien- oder Be­
kanntenkreis. Wenigen ist bewusst, 
dass solche Gefälligkeiten rechtliche 
Risiken mit sich bringen können -
auch für den Helfenden. 

Generell haften Helfer für Schä­
den, die sie zumindest fahrlässig 
verursachen -' nicht nur bei hand­
werklichen Tätigkeiten, sondern bei 
jeder Art der Gefälligkeit wie Baby­
sitten oder Umzugshilfe. 

Doch auch eine Haftung für Fol­
geschäden ist aufgrund einer aktu­
ellen Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofs denkbar: Installiert 
der handwerklich begabte Vater 
ohne entsprechende Ausbildung in 
der Wohnung seiner Tochter aus 
Gefälligkeit eine Armatur und ent­
stehen durch eine nicht fachgerech­
te . Installation Schäden in dieser 
Wohnung oder bei Nachbarn, haftet 
der Vater auch für diese (OGH 23. 2. 
2021, 4 Ob 17/21k). Er hat nämlich, 

ohne über die erforderlichen Fach­
kenntnisse zu verfügen, eine Tätig­
keit vorgenommen, die grundsätz­
lich nur von einem Fachmann 
durchgeführt werden darf. Das gilt 
vor allem für Installationsarbeiten 
mit Wasser, Strom oder Gas. Die Un­
entgeltlichkeit ist für seine Scha­
denersatzpflicht aus rechtlicher 
Sicht irrelevant, Gewährleistungs­
ansprüche sind hingegen ausge­
schlossen. 

Zudem ist eine Schadenersatz­
pflicht der Tochter gegenüber ihren 
Nachbarn denkbar, weil sie wusste, 
dass ihr Vater nicht über die not­
wendigen Fachkenntnisse für In­
stallationsarbeiten verfügt. 

Risiken auch beim Pfusch 

Ähnliche rechtliche Gefahren 
lauern beim sogenannten Pfusch: 
der entgeltlichen Beschäftigung von 
Personen ohne Gewerbeberechti­
gung und/oder entsprechende Aus­
bildung. Wenngleich es immer auf 
die genauen Umstände des Einzel­
falls ankommt, ist festzuhalten, dass 
diese Nichtfachleute aufgrund des 

Werkvertrags dem Auftraggeber für 
sämtliche Schäden haften und zu­
dem Gewährleistungsansprüche be­
stehen können. Gegenüber den 
Nachbarn haftet der Pfuscher genau­
so wie der oben erwähnte Vater. Eine 
Haftung des Auftraggebers gegen­
über den Nachbarn scheidet jedoch 
aus, sofern er annehmen durfte, 
dass der Pfuscher über die notwen­
digen Fachkenntnisse verfügt. 

Hinzu kommt, dass in all diesen 
Fällen der nicht fachgerechten In­
stallationsarbeit durch Laien die 
Haushalts- bzw. Gebäudeversiche­
rung eine Deckung ablehnen bzw. 
sich beim Laien regressieren kann. 

Auch ein Handwerker mit ent· 
sprechender Ausbildung und Fach­
kenntnis, der ohne Rechnung· ar­
beitet, haftet für Schäden beim 
Auftraggeber und den Nachbarn, die 
durch seine . nicht fachgerechte 
Arbeit entstanden sind. Der große 
Unterschied zu den beiden anderen 
Fällen liegt darin, dass der Auftrag­
geber nicht haftet und die Versiche­
rung grundsätzlich den Schaden zu 
decken hat. Allerdings drohen fi-

nanzstrafrechtliche Folgen für Auf­
tragnehmer und -geber. 

Fazit: Bei In-Auftrag-Geben bzw. 
Inanspruchnahme von handwerk­
lichen Tätigkeiten durch Laien kann 
es zu negativen finanziellen und 
rechtlichen Folgen kommen, auch 
bei reinen Gefälligkeiten. Um auf 
der sicheren Seite zu sein, sollten für 
Arbeiten mit größerem Schadens-­
potenzial nur ausgewiesene Fach­
leute engagiert werden; auch Helfer 
sollten sich gut überlegen, ob sie 
solche Tätigkeiten aus Gefälligkeit 
durchführen. 
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Klient zu Beginn ihrer Karriere.
,,Nachdem ich das Verfahren gewon­
nen hatte, wollte er aber nur noch ZU 

mir", erzählte sie schmunzelnd.
Laut Prunbauer-Glaser spiegelt· 

sich das gesellschaftliche Rollenbild, 
dass trauen einen Beruf wählen 
müssen, der gut mit der Familie ver­
einbar ist, auch in der·Anwaltsthaft 
wider. Das Thema Kind und Familie 
betreffe allerdings nicht nur Frauen. 
,,Es ist ein Thema für beide Partner", 
sagt die Anwältin. ,,Kanzleien wer­
den in Zukunft eine bessere Verein­
barkeit von Beruf und Familie er­
möglichen müssen, um qualifizier­
te Leute halten zu können." 

Die Justiz sei in den letzten Jahr­
zehnten mit gutem Beispiel voran­
gegangen, findet Prunbauer-Glaser. 
„Als Frauen dort allmählich auch in 
hohe Positionen aufstiegen, war das 
für mich motivierend. Ich habe mir 
gedacht: Warum geht das nicht auch 
in der Rechtsanwaltschaft?" 

Ein Viertel Anwältinnen 

, Bei Richterinnen und Richtern 
liegt der Frauenanteil mittlerweile 
bei über 50 Prozent. In der Anwalt­
schaft kann davon noch keine Rede 
sein. Aktuell sind rund 25 Prozent 
der Rechtsanwältinnen und Rechts­
anwälte weiblich, allerdings ist ein 
stark positiver Trend spürbar. Unter 
den Anwärterinnen und Anwärtern 
ist das Geschlechterverhältnis mitt­
lerweile ausgeglichen. 

Um den Beruf für Frauen attrak­
tiver zu machen, hat die Kammer 
eine Reform der Rechtsanwaltsord­
nung vorgeschlagen, die gemeinsam 
mit dem Justizministerium erar­
beitet wird. Aktuell machten viele 
Kolleginnen die Anwaltsprüfung 
und ließen sich auch in die Anwalts­
liste eintragen, berichtet Armenak 
Utudjian, ebenfalls Vizepräsident 
des Rechtsanwaltskammertages. Im 
Fall einer Schwangerschaft legten 
sie ihre Mitgliedschaft allerdings 
häufig zurück, um die hohen Beiträ­
ge nicht weiter bezahlen zu müssen. 
Dadurch würden sie auch Versiche­
rungsmonate bei der Kammer ver­
lieren. 

Offenbar sei der Weg zurück oft 
schwierig, sagt Utudjian. ,,Wir wol­
len daher ein System etablieren, das 
es Rechtsanwältinnen und Rechts­
anwälten sowie Anwärterinnen und 
Anwärtern erlaubt, die Mitglied­
schaft für bis zu zwei Jahre ruhend 
zu stellen." Dabei soll es auch die 
Möglichkeit geben, weiterhin ver­
minderte Beiträge für die anwaltli­
che Versorgungseinrichtung zu be­
zahlen, um weniger Versicherungs­
monate zu verlieren. Nach Ende der 
Ruhendstellung werde man auto­
matisch wieder vollwertiges Mit­
glied. Eine gesetzliche Umsetzung 
ist bereits mit Ende 2021 geplant. 
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